
EU-Kenner prophezeien Auseinanderbrechender Union
Kurz vor der Europawahl: Andreas Wehr referiert

beim Linken Forum und skizziert ein düsteres Szenario

¥ Paderborn. Auf Einladung
des Linken Forums beleuchte-
te der Berliner Jurist und ehe-
malige Politiker der Konföde-
ralen Fraktion der Vereinten
Europäischen Linken/Nordi-
sche Grüne, Andreas Wehr,
kurz vor den Europawahlen die
wichtigsten Krisenerscheinun-
gen der Europäischen Union.
Für Wehr sei das Auseinan-
derbrechen der EU durch die
anhaltende Politik nur noch
eine Frage der Zeit.Eine Zu-
kunft für ein anderes, soziales
Europa könne es nur noch jen-
seits der EU, die nicht einmal
die Hälfte Europas ausmache,
geben.

Als fundamentale Bedro-
hungen der EU nannte Wehr
die weiter schwelende Euro-
krise, den Austritt Großbri-
tanniens, der zweitgrößten
Volkswirtschaft, und die euro-
päische Flüchtlings- und Mi-
grationspolitik, schreibt das
Linke Forum in einer Presse-
information.

Seit der weltweiten Finanz-
und Wirtschaftskrise wirke der
Euro wie ein Beschleuniger für
neue Turbulenzen, so Wehr.
Die seit 2007 installierte Ret-
tungsarchitektur aus Euro-
Rettungsschirm, Schulden-
bremsen, Staatsanleihekäufen
und Nullzinspolitik durch die
Europäische Zentralbank ha-
be spürbare Folgen etwa in

Form immer weiter steigen-
der Mieten und Lebenshal-
tungskosten hierzulande. „Bil-
liges Geld strömt auf den Im-
mobilienmarkt, die Preise für
Häuser und Wohnungen ex-
plodieren und Sozialbauwoh-
nungen werden in rentable
Eigentumswohnungen umge-
wandelt“, benannte Wehr ei-
nige Wirkungen der „Ret-
tungspolitik“. Der Druck auf
Sparvermögen, Renten und
Versicherungen bezeichne
einen Vorgang des „Weiter-
reichens der Eurokrise nach
unten“. Die Verluste der Krise
würden schrittweise soziali-
siert. In den so entstandenen

sozialen Verwerfungen sieht
ein Wehr einen entscheiden-
den Grund für das Erstarken
rechtspopulistischer Kräfte wie
der AfD.

Zum Brexit: Ökonomisch
sei Großbritannien ein Ge-
wicht wie dasjenige der 20
schwächsten Mitgliedsstaaten
zuzuschreiben. Daneben habe
der Inselstaat einen ständigen
Sitz im UNO-Sicherheitsrat
und verfüge über eine der
stärksten Armeen der EU. „Mit
dem Brexit haben sich alle Fan-
tasien, eine europäische Ar-
mee zu schaffen, erledigt – was
jedoch komplett ignoriert
wird“, bemerkte Wehr. Die

wahren Ursachen des Brexit-
Votums lägen, so Wehr, in den
Folgen der EU-Binnenmarkt-
liberalisierung: „Großbritan-
nien hat seit 2004 die Grenz-
öffnung durch die sogenannte
‚Arbeitnehmerfreizügigkeit‘
ohne jede Übergangsbestim-
mung am weitgehendsten be-
trieben, was zu Masseneinwan-
derungen von Arbeitssuchen-
den aus den ost- und mittel-
europäischen Ländern führ-
te“. Allein 3,4 Millionen Polen
seinen nach Großbritannien
gegangen.

Im Ergebnis sei es in den Fol-
gejahren zu extremen Verwer-
fungen auf dem britischen

Arbeitsmarkt gekommen, gan-
ze Belegschaften seien – in klas-
sisch kapitalistischer Manier –
gegeneinander ausgespielt und
Industrien in „Billiglohnlän-
der“ verlagert worden. Die
„Brexit“-Entscheidung, so
Wehr, sei vor allem zu be-
trachten als Denkzettel-Vo-
tum gegen diese von New La-
bour und den Konservativen
betriebene Politik.

Beim Thema der Flücht-
lings- und Migrationspolitik
stellte Wehr die Motive hinter
Merkels „Willkommenskul-
tur“ des Sommers 2015 infra-
ge. „Die Angst vor dem end-
gültigen Scheitern des Dub-
lin-Abkommens, nicht etwa
humanitäre Erwägungen“, sei
maßgeblich für die Entschei-
dung einer befristeten Grenz-
öffnung durch die Kanzlerin
gewesen.

Das Dublin-Abkommen sei
„untrennbar mit dem freien
und ungehinderten Grenzver-
kehr innerhalb des EU-Bin-
nenmarktes“ verbunden. Eine
Regelung zur Verteilung von
Flüchtlingen in den EU-Staa-
ten habe indes nie existiert. Der
Versuch, eine solche Verein-
barung zu Lasten insbesonde-
re der mittel- und osteuropäi-
schen Staaten, durchzusetzen,
habezueinerbeispiellosenEnt-
fremdung dieser Länder von
der EU beigetragen.

Analysiert die EU-Politik: Andreas Wehr (v. l.) mit Jürgen Gläsener und Berthold Baxmann vom Linken Fo-
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